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l n f o r m a t i o n
für die Sitzung des Bau- und

Betriebsausschusses
am 24. August 2006

(Denkmalangelegenheiten)

Pauschalzuweisungen des Landes NRW für kleincrc private denkmalpflegerischc
NIaßnahmen im Jahre 2006

Enlsprechcnd dcr Ausweisungen inr Haushaltsplan 2006 $urden bei der Bezirksfcgierung liif
dieses Haushaltsjahr Pauschalzuweisungen dcs Landes NRW in Höhe von 12.500,-- €
beantragt. l)cr Ausgabeansatz im Haushaltsplan beträgt entsprechend der Richtlinien fir die
Zuwcisung dicscr Mittel einschlieulich dcs städtischen Anteils 25.000,- €.

Mit Schreiben vom 02.08.2006 teilt nun die Bezirksrcgicrung mit. das das Ministerium ti i l .
Bauen und Vcrkehr NRW aufgrund der knappcn Mittelsituation den Konmunen in dicscnr
Jirhr keinc Pauschalzuweisungen zur Verfügung stcllt.

In der Diskussion in der Sitzung des Bau- und Belriebsausschuß am 16.06.2005 (Top 3 l)
bezüglich der Kürzungcn der Pauschalzuweisungen im Jahr 2005 wurde deutlich, dass inl Fall
eincr Kürzung oder des wegfalls von Landesmitteln dicsc nicht durch städtische Mittcl
auigcf'angcn rverden sollten.

Haushaltsr€chtl ich b€steht grundsätzlich die Möglichkeit, dass die Stadt trotz des
wcgfalls der Pauschalzuweisungcn des Landes Nordrhein-Westfalen ihren Eigentnteil
in Höhe von 12.500.-- € auszahlt. Obwohl der Stadt Rheine für das Jahr 2006 etl iche
F'örderanträge mit eincr Fördersumme in Höhe von 43.304,-- € vorliegen, möchte die
verlvaltung jedoch aulgrund der ebenfalls angespannten städtischen Haushaltssituation
unter dieser Voraussetzung auch aufdie Auszahlüng des städtischen Anteils verzithten.

Ialls inr lctztcn Quartal 2006 seitens der Bezirksregierung noch Mittclrückfltisse aus anderen
Progranrmcn ftir die Be$,illigutlg von PaLlschalzuwcisungcn zu Gunsten der Sladt Rhcinc
befeitgestellt werden könncn, sollcn diese Mittel zuzüglich städtischer Mittcl in dcr gleichen
IIöhc ausgczahlt \\ 'erden. Ein entsprechender Antrag \\urdc an die Bezirksregierung gerichtct.


